
1977, nach Abstimmung mit dem Senat der 
Hansestadt, die Weltorganisation einge­
laden, eine Staatenkonferenz zur Verab­
schiedung eines internationalen Überein­
kommens über das Seefrachtrecht in 
der Zeit vom 6. bis 31. März 1978 in Ham­
burg abzuhalten. Generalsekretär Kurt 
Waldheim hat die Einladung angenom­
men. Zur Konferenz werden etwa 400 Re­
gierungsvertreter aus aller Welt erwartet. 
Die der Bundesrepublik entstehenden Ko­
sten der Staatenkonferenz werden gemein­
sam vom Bund und dem Land Hamburg 
getragen. Der Entwurf eines Übereinkom­
mens, der den Beratungen zugrunde lie­
gen wird, ist von der Kommission der Ver­
einten Nationen für internationales Han­
delsrecht (United Nations Commission on 
International Trade Law, UNCITRAL) aus­
gearbeitet worden. 
II. Die Generalversammlung der Vereinten 
Nationen hat der durch ihre Resolution 
2205 (XXI) vom 17. Dezember 1966 einge­
setzten Kommission die Aufgabe übertra­
gen, das Handelsrecht weltweit zu verein­
heitlichen. Die Kommission kommt dieser 
Aufgabe durch die Vorbereitung internatio­
naler Übereinkommen sowie durch die Ko­
ordinierung der Arbeiten anderer inter­
nationaler Organisationen auf diesem Ge­
biet nach. Der Kommission gehören 36 
Staaten an, die jeweils für sechs Jahre 
nach einem Schlüssel gewählt werden, der 

gewährleisten soll, daß möglichst alle geo­
graphischen Regionen und Rechtssysteme 
ihrer Bedeutung entsprechend repräsen­
tiert werden (derzeitige Zusammensetzung 
s. S. 132 dieser Ausgabe). Die Bundesrepu­
blik Deutschland wurde im Jahre 1973 
nach ihrer Aufnahme in die Weltorganisa­
tion in die Kommission gewählt. 
Der Vorentwurf eines neuen Übereinkom­
mens über das Seefrachtrecht ist einer der 
ersten Übereinkommens-Entwürfe, die in 
diesem Rahmen ausgearbeitet wurden. Die 
31. Generalversammlung beschloß, die 
Staatenkonferenz zur Verabschiedung 
eines Übereinkommens über das See­
frachtrecht im Jahre 1978 auf der Basis 
dieses Entwurfs abzuhalten (A/Res/31/100 
vom 15. Dezember 1976, deutscher Text s. 
S. 130 dieser Ausgabe). Das auf der Kon­
ferenz zu beschließende Übereinkommen 
dürfte für den internationalen Handel, der 
sich zum weitaus größten Teil über See 
abwickelt, von erheblicher praktischer Be­
deutung sein. Red 

Verschiedenes 
Universum: Botschaft an extraterrestrische Intel l i ­
gente Wesen (42) 

Flaschenpost von der UNO an die Adresse 
außerirdischer Intelligenzen jenseits des 
Sonnensystems wird möglicherweise eines 
nicht absehbaren Tages ihre Bestimmung 
erreichen. Ab Spätsommer 1977 werden 

die US-Raumschiffe Voyager l und II auf 
der Reise durch das All sein. Sie werden 
Grußbotschaften des Generalsekretärs der 
Weltorganisation sowie von Mitgliedern des 
Weltraumausschusses an Bord führen. 
Kurt Waldheim ließ im Juni folgende Bot­
schaft aufnehmen: »Als Generalsekretär 
der Vereinten Nationen, einer Organisation 
mit 147 Mitgliedstaaten, die nahezu alle 
menschlichen Bewohner des Planeten Erde 
vertreten, sende ich Grüße im Namen der 
Menschen unseres Planeten. Wir schreiten 
aus unserem Sonnensystem heraus in das 
Universum im Streben nur nach Frieden 
und Freundschaft — um zu lehren, wenn 
wir gefragt werden, um zu lernen, wenn 
wir Glück haben. Wir wissen sehr wohl, 
daß unser Planet und alle seine Bewoh­
ner nur ein kleiner Teil diese gewaltigen 
Universums sind, das uns umgibt; mit De­
mut und Hoffnung tun wir diesen Schritt.« 
Sprachbarrieren könnten vielleicht dadurch 
abgebaut werden, daß vierzehn Einzelstaa­
ten Botschaften in insgesamt dreizehn ver­
schiedenen Sprachen beisteuerten. Die 
Aufnahmen sollen eine Haltbarkeit von 
mehreren hundert Millionen Jahren haben. 
Ein Gruß der sozialistischen Staaten Ost­
europas ist nicht dabei. NJP 

Beiträge 35, 39: Dr. Joachim Arntz (Ar); 36, 37, 40, 
42: Norbert J . Pri l l (NJP); 38: Dr. Rüdiger Wolfrum 
(Wo); 41: Redaktion (Red). 
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Rhodesien 
SICHERHEITSRAT — Gegenstand: Klage Mo­sambiks gegen Rhodesien. — Resolution 411(1977) vom 30. Juni 1977 
Der Sicherheitsrat, 
— in Kenntnisnahme des an den Generalse­kretär gerichteten und in Dokument S/12350 mit Add.l enthaltenen Telegramms des Präsidenten der Volksrepublik Mosambik, Seiner Exzellenz Herrn Samora Moises Machel, vom 18. Juni 1977, — nach Anhörung der Erklärung Seiner Ex­zellenz Herrn Marcelino Dos Santos, Mit­glied des Ständigen Politischen Ausschus­ses der FRELIMO und Minister für Ent­wicklung und Wirtschaftsplanung von Mo­sambik, zu den jüngsten Angriffshandlun-gen des illegalen rassistischen Minderheits­regimes in Südrhodesien gegen Mosambik, — in Kenntnisnahme der vom Ministerrat der Organisation der Afrikanischen Einheit auf seiner neunundzwanzigsten ordentlichen Tagung in Libreville (Gabun) verabschie­deten Resolution (S/12352), — empört über die systematischen Angriffs­handlungen des illegalen Regimes von Südrhodesien gegen die Volksrepublik Mo­sambik und die damit verbundenen Ver­luste von Menschen und Zerstörungen von Sachwerten, — tief besorgt über die sich aufgrund des Weiterbestehens des illegalen Regimes rasch verschlechternde Lage in Südrhode­sien, — in Bekräftigung des unveräußerlichen Rechts des Volkes von Simbabwe auf Selbstbestimmung und Unabhängigkeit ge­mäß der Resolution 1514(XV) der General­versammlung sowie der Rechtmäßigkeit seines Kampfes um die Sicherung der Aus­übung dieser Rechte, wie sie in der Charta der Vereinten Nationen aufgeführt sind, — unter Hinweis auf seine Resolution 232 (1966), in der er feststellte, daß die Lage 

in Südrhodesien eine Bedrohung des Welt­friedens und der internationalen Sicher­heit darstellt, — im Bewußtsein der Tatsache, daß die jüngsten Angriffshandlungen des illegalen Regimes gegen die Volksrepublik Mosam­bik zusammen mit den ständigen Angriffs­handlungen und Drohungen des Regimes gegen die Souveränität und territoriale Integrität der Republik Botswana und der Republik Sambia die bestehende ernste Bedrohung der Sicherheit und Stabilität der Region verschlimmern, 
— unter Hinweis auf seine Resolutionen über Sanktionen gegen das illegale Regime in Südrhodesien, insbesondere auf die Reso­lution 253(1968) des Sicherheitsrats, — im Bewußtsein des bedeutenden Beitrags, den die Regierung der Volksrepublik Mo­sambik mit ihrem Beschluß vom 3. März 1976 zur Schließung ihrer Grenzen zu Süd­rhodesien und zur strikten Anwendung von Sanktionen gegen das illegale Regime in Ubereinstimmung mit den Resolutionen der Vereinten Nationen geleistet hat, 
— tief besorgt darüber, daß die vom Sicher­heitsrat beschlossenen Maßnahmen bisher noch nicht zum Ende des illegalen Regimes geführt haben, und in der Überzeugung, daß Sanktionen diesem Regime nur dann ein Ende bereiten können, wenn sie um­fassend, verbindlich und streng überwacht sind und wenn Maßnahmen gegen Staaten ergriffen werden, die sie verletzen, 
— unter Hinweis auf seine Resolution 386 (1976) vom 17. März 1976, — mit dem Ausdruck seiner besonderen Sor­ge über die anhaltende Verletzung von Sanktionen durch Südafrika und über des­sen Unterstützung des illegalen Regimes in Südrhodesien, 
— in Bekräftigung der primären Verantwor­tung des Vereinigten Königreichs als Ver­waltungsmacht für die Ergreifung aller wirksamen Maßnahmen zur Beendigung des illegalen Regimes in Südrhodesien ent­

sprechend den diesbezüglichen Resolutio­nen der Vereinten Nationen, — in Bekräftigung der diesbezüglichen Be­stimmungen der Erklärung von Maputo zur Unterstützung des Volkes von Sim­babwe und Namibia und insbesondere der Bestimmungen, die zur Hilfe für die Frontstaaten auffordern, die Opfer von Angriffshandlungen der rassistischen Min­derheitsregime sind, 
— mit der Feststellung, daß die Volksrepu­blik Mosambik berechtigt ist, in Überein­stimmung mit der Charta der Vereinten Nationen alle zum Schutz ihrer Souveräni­tät und territorialen Integrität erforder­lichen Maßnahmen zu ergreifen, 
1. verurteilt nachdrücklich das illegale ras­sistische Minderheitsregime in Südrhode­sien wegen seiner jüngsten Angriffshand­lungen gegen die Volksrepublik Mosam­bik; 
2. erklärt feierlich, daß die Angriffshandlun­gen des illegalen Regimes in Südrhodesien sowie seine wiederholten Angriffe und Drohungen gegen die Republik Sambia und die Republik Botswana eine ernste Verschärfung der Lage in diesem Gebiet darstellen; 
3. verurteilt Südafrika wegen seiner fortge­setzten Unterstützung des illegalen Regi­mes in Südrhodesien unter Mißachtung der Resolutionen des Sicherheitsrats über Sanktionen gegen das Regime in Salis­bury; 
4. erklärt erneut, daß das Weiterbestehen des illegalen Regimes in Südrhodesien eine Quelle der Unsicherheit und Instabilität in der Region bildet und eine ernste Bedro­hung des Weltfriedens und der internatio­nalen Sicherheit darstellt; 
5. bekräftigt das Recht des Volkes von Sim­babwe auf Selbstbestimmung und Unab­hängigkeit gemäß der Resolution 1514(XV) der Generalversammlung und bittet alle Staaten eindringlich, die Unterstützung für das Volk von Simbabwe und seine natio-
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